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Gesundheitsminister fordern Bund auf, Corona-Impfungen in
Apotheken und Zahnarztpraxen zu ermöglichen - GMK: EU-
Kommission soll den Impfstoff für 5- bis 11-jährige Kinder bereits vor
dem 20. Dezember ausliefern und schneller Impfungen ermöglichen

Die Gesundheitsministerkonferenz (GMK) hat heute in einer Videoschalte den
Bund einstimmig aufgefordert, die Rechtsgrundlage für COVID-19-
Schutzimpfungen und Auffrischimpfungen in Apotheken und Zahnarztpraxen zu
schaffen. Dies soll im Rahmen einer zeitlich befristeten Ausnahmegenehmigung
geschehen. Der GMK-Vorsitzende und bayerische Gesundheitsminister
Klaus Holetschek sagte am Montag in München: „Wir müssen die
Impfkampagne mit Pragmatik, Flexibilität und Engagement massiv vorantreiben.
Der Weg aus der Pandemie bleibt: impfen, impfen, impfen! Wir waren uns einig,
dass die Apothekerinnen und Apotheker sowie die Zahnärztinnen und Zahnärzte
einen großen Anteil leisten können, um möglichst schnell und niedrigschwellig
viele Menschen zu impfen. In Apotheken haben Modellprojekte für
Grippeschutzimpfungen gute Erfolge erzielt.“

Holetschek erläuterte: „Voraussetzung ist, dass ausreichend Coronavirus-
Impfstoff zur Verfügung steht. Es darf nicht zu einem Verteilungskampf zwischen
Impfzentren, Arztpraxen und Apotheken kommen. Wir müssen vielmehr in dieser
Lage alle an einem Strang ziehen!“

Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für Gesundheit der
Länder haben überdies beschlossen, zeitnah den Rechtsrahmen für das
Aussetzen nicht dringend medizinisch notwendiger Eingriffe und Behandlungen
im größtmöglichen Umfang in Krankenhäusern, die an der COVID-Versorgung
mitwirken, zu schaffen und dadurch zusätzliche Intensivkapazitäten zu gewinnen.

Holetschek erläuterte: „Die Situation in den Ländern ist aktuell noch
unterschiedlich dramatisch, aber allen ist klar: Selbst da, wo noch einige
Kapazitäten auf den Intensivstationen vorhanden ist, kann es angesichts der
weiter steigenden Infektionszahlen jederzeit zu Engpässen kommen. Daher ist
das deutschlandweite Aussetzen von Eingriffen geboten, die nicht dringend
medizinisch notwendig sind. Und wir haben den Bund noch einmal aufgefordert,
Ausgleichszahlungen und Freihaltepauschalen auf den Weg zu bringen. Dass die
Länder den Gesetzgeber wiederholt darum bitten müssen, die Krankenhäuser
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finanziell zu unterstützen - das ist nicht akzeptabel. Hier muss endlich etwas
passieren!“

Der GMK-Vorsitzende ergänzte: "Dass die EMA einen Corona-Impfstoff für Kinder
zwischen 5 und 11 Jahren zugelassen hat, bringt uns einen wichtigen Schritt in
der Pandemiebekämpfung weiter und bedeutet auch für diese Altersgruppe
wirksamen Schutz! Dass allerdings der Impfstoff erst kurz vor Weihnachten zur
Verfügung stehen soll, ist kaum zu vermitteln. Die EU-Kommission wird
aufgefordert, die Auslieferung des neuen Kinderimpfstoffs möglichst rasch in die
Wege zu leiten und noch vor dem angekündigten 20. Dezember vorzuziehen.
Zudem bitten wir die STIKO, sehr zeitnah eine Empfehlung für Kinderimpfungen
auszusprechen. Viele Menschen vertrauen der Kommission und sie hat große
Verantwortung. Ich bin zuversichtlich, dass sie durch eine rasche Empfehlung das
Vertrauen der Menschen in den Kinderimpfstoff weiter stärken kann."

Holetschek betonte: "Sobald der Impfstoff verfügbar ist, wollen wir natürlich
umgehend loslegen! Die Länder richten nun Angebote für Kinderimpfungen wie
etwa besondere Impfstraßen für Familien in den Impfstellen und Impfzentren ein.
Wir dürfen keine Zeit verlieren! Bis zur Auslieferung des Kinderimpfstoffs erfolgt
die Impfung dieser Altersgruppe auf eigene Verantwortung und Entscheidung
sowie nach individueller Beratung durch den niedergelassenen Arzt als Off-Label-
Use. Der Bund kann die Haftung nicht übernehmen."


